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Es kann einem wirklich nur übel werden, wenn man 
sieht, wie sich diese anmaßenden Politdilettanten nach 
Abschluß der Koalitionsverhandlungen auf die Schulter 
klopften und sich gegenseitig für die gute Arbeit beweih- 
räucherten. Mitten drin Frau Merkel als »Kern«-Problem, 
umschwirrt von negativ geladenen Teilchen, die Deutsch- 
land die nächsten vier Jahre regieren wollen. Eine An- 
sammlung von verkrachten politischen Existenzen aus 
CDU, CSU und SPD, die versuchen, ihr politisches Über- 
leben zu sichern, auf Kosten der Zukunft Deutschlands. 
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Das offene Wort 


Es ist erstaunlich, manch- 
mal auch befremdlich, neue 
Wortkonstruktionen zu lesen, 
deren Bedeutungen sich ei- 
nem im ersten Moment nicht 
erschließen. 
Eine dieser \Wortkreationen 
ist der Begriff »Antiziganis- 
mus«. Den ersten Gedanken, 
der mir dabei in den Sinn 
kam, habe ich gleich wieder 
verworfen — mit Tieren kann 
das nichts zu tun haben. 
Also folgt ein Blick in den Du- 
den, oft benutzt und immer 
in Griffweite: die 17. Auflage. 
Das war aber nichts, außer 
»Antisemit« mit dem Hinweis 
»Judengegnerc« nichts in die- 
ser Richtung. 
Bleibt also nur der Gang zum 
Bücherregal, 26. Auflage von 
2013: »Antisemit« gefunden, 
diesmal mit dem Hinweis 
»Abneigung od. Feindschaft 
gegenüber Juden«, selbst 
»Antizionismus« findet man 
darin, aber »Antiziganis- 
mus«? Fehlanzeige. 
Bleibt nur noch, Rechner an 
und im Internet schauen. 
Gut, daß der Duden eine ei- 
gene Seite hat. Begriff einge- 
tippt und siehe da: »Antiziga- 
nismus« ist die »Abneigung 
oder Feindschaft gegenüber 
Sinti und Roma«. 
Erläuterung zur 
genommen, aber beruhigt 
wegen meines »Erfolges« 
bin ich nicht wirklich. Wie- 
so erfindet man ein Wort, in 
dem die Bezeichnung »Zi- 
geuner« vorkommt (etwas 
anders kann das wohl kaum 
bedeuten), wenn man diesen 
Begriff doch gesellschaftlich 
ächten wollte? 
Aber immerhin bin ich dann 
doch ganz froh, daß der Du- 
den (noch) niemanden kennt, 
der Ziegen haßt. 

Ihre Sabine Möller 


Kenntnis 


www.un-nachrichten.de 
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Ausländer stimmten über 
unsere Regierung mit ab 


Bei der von der SPD initiierten 
Urwahl über die GroKo konnten 
etwa 463.000 Parteimitglieder 
abstimmen. 


Alleine dies ist schon ein Unding, 
daß nach einer Bundestags- 
wahl eine verschwindend kleine 
Anzahl von Personen, die nur 
durch ihre Parteizugehörigkeit 
legitimiert ist, über die Regierung 
Deutschlands abstimmen darf. 
Richtig dubios und verfassungs- 
rechtlich zweifelhaft wird es da- 
durch, daß auch Personen, die 
nicht die deutsche Staatsange- 
hörigkeit haben, aber Mitglied der 
SPD sind, mit abstimmen dürfen. 


Nur zum Verständnis, wir reden 
hier nicht nur von EU-Bürgern, 
sondern von Personen, egal 
aus welchem Teil dieser Welt sie 
stammen, Hauptsache sie sind 
SPD-Mitglied. Bei dieser Partei 
verwundert aber nichts mehr, da 
auch Minderjährige über unsere 
Zukunft mit abstimmen dürfen. 
Alles, was Beine hat, unabhängig 
von Alter und Staatsangehörig- 
keit, wird eingesammelt. 


Der 14-jährige Syrer oder der 
16-jährige Algerier darf abstim- 
men und beeinflußt damit ur- 
sächlich deutsche Politik und 
die Zukunft unseres Landes. 


Eine Partei wie die SPD interes- 
siert es nicht im geringsten, daß 
dieser Personenkreis bei der 
Bundestagswahl nicht mit ab- 
stimmen durfte, aber im Nachhin- 
ein die Geschicke unseres Lan- 
des mitbestimmt. In Deutschland 
darf den Bundestag wählen, wer 
den deutschen Paß besitzt und 
18 Jahre oder älter ist. Das gilt für 
SPD-Mitglieder nicht. Dort dürfen 
auch Menschen ohne deutschen 
Paß eintreten und mitbestimmen 
— sogar schon mit 14 Jahren! 


Aber wer interessiert sich schon 
für solche demokratischen Fein- 
heiten? Unsere Politiker, wenn 


SPIEGEL DER ZEIT 


es ihren Interessen entspricht, 
sicher nicht! Kevin Kühnert, Vor- 
sitzender der Jusos, macht sich 
das auch noch zunutze und mo- 
bilisiert, wen immer er in seinem 
Kampf gegen eine Regierungs- 
bildung mobilisieren kann. 


»Ein großer Schritt 
Richtung Integration« 


So ist ein Interview auf der 
Deutschen Welle am 9.2.2018 
mit einem syrischen Flüchtling 
überschrieben und macht deut- 
lich, wohin die Reise gehen soll. 
»Für mich sind Flüchtlinge Teil 
der deutschen Gesellschaft. Bei 
meiner Entscheidung nehme ich 
Rücksicht nicht nur auf die Be- 
lange der Flüchtlinge, denn die 
Regierung soll ja für alle Men- 
schen im Land da sein, egal ob 
Staatsbürger, Ausländer oder 
Flüchtlinge. [...] Mich stört, daß 
die CSU das Innenministerium 
bekommen hat. Ich bin einerseits 
unglücklich darüber, daß Horst 
Seehofer Innenminister werden 
soll. Andererseits finde ich die 
ich die Aussicht auf eine Minder- 
heitsregierung oder Neuwahlen 
auch nicht besonders gut.« 

Da sind wir ja beruhigt, daß we- 
nigstens auf die Befindlichkeiten 
und Vorlieben der Neu-Hinzuge- 
kommenen Rücksicht genom- 
men wird. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Die rechtsstaatliche Ord- 
nung in der Bundesrepu- 
blik ist in diesem Bereich 
jedoch seit rund eineinhalb 
Jahren außer Kraft gesetzt 


und die illegale Einreise 
ins Bundesgebiet wird mo- 
mentan de facto nicht mehr 
strafrechtlich verfolgt.« 


OLG Koblenz, Beschluß vom 
14.2.2017, (Az.:13 UF 32/17) 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen www.fb.com/UN.Nachrichten UN 3/2018 - Seite 3 


Das deutsche Volk will Euch nicht! 


Umfragewerte falls Neuwahlen von INSA am 12.02.2018 
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»Wenn morgen Bundestagswahlen wären ...«, würden CDU/CSU und SPD die schlechtesten Wahlergebnisse erlan- 
gen, die sie je in der Geschichte der Bundesrepublik bekommen haben. Zusammen würden sie weniger Stimmen 


erhalten als die Oppositionsparteien. 


Es ändert sich etwas in 
Deutschland. Die Zeiten, in de- 
nen sich CDU/CSU und SPD in 
der Bundesrepublik immer un- 
eingeschränkt die Macht sichern 
konnten, nähern sich dem Ende. 


Den letzten Umfragen vor Druck- 
legung dieser UN-Ausgabe zufol- 
ge bekämen sie zusammen nur 
noch 46 Prozent der abgegebe- 
nen Stimmen. 


Diese Verluste sind das Ergeb- 
nis der Mißachtung der Wünsche 
und der Ansprüche des eigenen 
Volkes. 


Unentwegt wurden von den Herr- 
schenden unsere Rechte an 
überstaatliche Organisationen, 
wie z.B. an die Europäische 
Union, abgegeben. Deutsche 
Steuergelder verschwinden zur 
Rettung fremder Banken ins 
Ausland. Das Volk wurde nicht 
befragt, allerdings ergab eine 
Umfrage des Forsa-Instituts im 
Jahr 2011, daß 78 Prozent der 


Deutschen dagegen sind. Soll 
das Demokratie zum Wohle des 
deutschen Volkes sein? 


Die Maschinerie der »Um- 
volkung« erreichte unter Kanz- 
lerin Merkel ihren derzeitigen 
Höhepunkt durch »offene Gren- 
zen« und »Willkommenskultur«. 
Das Volk wurde auch dazu nicht 
befragt. Laut einer Studie aus 
dem Jahr 2016, die vom Institut 
für interdisziplinäre Konflikt- und 
Gewaltforschung der Universität 
Bielefeld erstellt wurde, sieht ein 
Drittel der Befragten Deutsch- 
lands Zukunft durch die Migration 
in Gefahr. 


Genausoviele Befragte wünsch- 
ten sich, daß die Asylbewerber 
wieder ausgewiesen werden, 
wenn sich die Lage in ihren Hei- 
matländern verbessert. Letzt- 
endlich war die Zustimmung zur 
»Willkommenskultur« unter den 
Befragten ohne Migrationshin- 
tergrund auf 32,3 Prozent ge- 


sunken. Auch hier stellt sich die 
Frage, wem diese Politik gedient 
hat. Sicherlich nicht dem eigenen 
Volk. 


Jetzt versuchen ausgerechnet 
jene Parteien, die für ihre Politik 
vom Wähler am meisten abge- 
straft wurden, sich erneut durch 
eine »Große Koalition« die Macht 
zu sichern. Geeinigt haben sie 
sich auf einen Richtwert von 
180.000 bis 220.000 Zuwande- 
rern pro Jahr. Mit anderen Wor- 
ten: eine weitere Million Zu- 
wanderer in den nächsten fünf 
Jahren, statt die Zuwanderung 
erst einmal auf null zu setzen und 
für die Rückführung vieler be- 
reits in Deutschland befindlichen 
Flüchtlinge zu sorgen. 


Das ist keine Politik zum Woh- 
le unseres Volkes. Diese Po- 
litiker gehören abgewählt, vor 
unabhängige Untersuchungs- 
ausschüsse und gegebenenfalls 
sogar vor Gericht gestellt! 


DIE ZEITEN ÄNDERN SICH 
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Der Koalitionsvertrag - 
in Sinnbild der Erbärmlichkeit? 


eın 


Ein neuer Aufbruch für 
Europa 


Eine neue Dynamik für 
Deutschland 


Ein neuer Zusammen- 
halt für unser Land 


Mit diesen drei markigen Sät- 
zen ist der Koalitionsvertrag zwi- 
schen CDU, CSU und SPD über- 
schrieben. Alles heiße Luft und 
das Papier nicht wert, auf dem es 
geschrieben steht. 


Im Worthülsen drechseln waren 
unsere Politiker schon immer 
groß. Es ist ein Papier der Kon- 
junktive: Man »will wollen«, es 
»sollte«, man »prüft«, man »wirkt 
drauf hin« und und und. 


Dafür kommt das deutsche Volk 
gar nicht mehr vor — aber jede 
Menge »Menschen«. Hier kann 
man sehr gut verfolgen, wie aus 
einem »Volk« »Bevölkerung« 
wird und danach »Menschen«. 
Das hat allerdings den »Vorteil«, 
daß nun die ganze Menschheit 
eingeschlossen wird — ist wohl 


auch so gewollt!? Auch der Bür- 
ger kommt hundert Mal in allen 
Variationen vor, alles genderge- 
recht und politisch korrekt formu- 
liert. 


Die »Deutschen« werden doch 
noch drei Mal erwähnt, unter an- 
derem in diesem Passus: 


»Nach der Entrechtung und Er- 
mordung von sechs Millionen 
europäischer Juden haben wir 
Deutschen eine immerwährende 
Verantwortung im Kampf gegen 
Antisemitismus.« 


Wie man sieht, kann man, sofern 
man will, sehr konkret formulie- 
ren. Der Rest sind Absichtser- 
klärungen oder aber Dinge, die 
in den letzten drei Koalitionsver- 
einbarungen schon standen und 
längst hätten umgesetzt werden 
können, wenn man denn gewollt 
hätte. 


Allgemeiner kann man einen Ver- 
trag kaum verfassen. 

Dieses Papier ist ein Sinnbild für 
die Erbärmlichkeit der sogenann- 
ten Volksparteien. 


VIEL HEISSE LUFT 
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Der neue Aufbruch für Europa 
wird in einer Vergemeinschaf- 
tung der Schulden bestehen. 
Mit Macron an der Spitze und 
willfährigen deutschen Ministern 
werden die Schulden der süd- 
europäischen Länder auf alle 
Steuerzahler in Europa umgelegt 
werden. Am meisten werden wir 
Deutschen »bluten« müssen, 
nicht nur wegen unserer Wirt- 
schaftskraft, sondern vor allem 
wegen der plötzlichen Einigkeit 
der an wirtschaftlichen Krücken 
gehenden Länder. 


Die Zwietracht zwischen den 
Geber- und den Nehmerländern 
wird weiter wachsen. 


Wenn die »neue Dynamik« 
Deutschlands darin besteht, 
mehrere zig tausend Kilome- 
ter Glasfaser zu verlegen, dann 
gute Nacht Industriestandort 
Deutschland. Seit 2009 wird 
uns von der Politik das schnelle 
Internet versprochen. Alles lee- 
res Geschwätz! Immer wieder 
werden Entscheidungen vertagt 
und Innovationen verpennt. Die 
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Digitalisierung ist nicht aufzuhal- 
ten — also müssen wir uns an die 
Spitze der Entwicklung setzen. 
Wenn die Politiker wenigstens 
unsere Unternehmen in Ruhe 
ihre Arbeit machen lassen wür- 
den, wäre schon eine Menge er- 
reicht. Durch den verderblichen 
Einfluß rot/grüner Spinner und 
der Inkompetenz der sogenann- 
ten »bürgerlichen« Parteien wird 
es auch in Zukunft in Deutsch- 
land keine »neue Dynamik« 
geben. Die einzige »Dynamik« 
wird darin bestehen, dieses 
Land noch schneller zu über- 
fremden und in ein technik- und 
industriefeindliches Land zu- 
rückzuentwickeln. 


Die Forderung nach einem 
»neuen Zusammenhalt für unser 
Land« kann nur zynisch gemeint 
sein. Wie wir schon in der UN 
2/2018 schrieben, wurde noch 
nie so systematisch und leider 
auch erfolgreich ein Volk gespal- 
ten. Angefangen beim Staats- 
oberhaupt über die Regierung, 
die Parteien, die Medien bis hin 
zu den sogenannten Eliten wird 
ein großer Teil unseres Volkes in 
einer Weise ausgegrenzt, diffa- 
miert und kriminalisiert, daß da- 
mit der Sprengstoff für zukünf- 
tige Konflikte gelegt ist. Würde 
ein »neuer Zusammenhalt« in 
diesem Land wachsen, wären 
unsere Politiker und das Esta- 
blishment die Ersten, die davon 
hinweggefegt würden. 


Nachfolgend einige wenige 
»Schmankerl« aus dem 177 
Seiten umfassenden Koaliti- 


onsvertrag, nachzulesen unter 
www.bit.Iy/grok018 


e »Deutschland hat Europa 
unendlich viel zu verdanken. 
Auch deshalb sind wir seinem 
Erfolg verpflichtet.« 


e »Die Stärkung der freiheitli- 
chen Demokratie muß allen 
am Herzen liegen. Deshalb 
wollen wir Maßnahmen zur 
Stärkung der Demokratie und 
der Zivilgesellschaft umset- 
zen, um das zivilgesellschaft- 
liche Engagement gegen jede 


Form von Extremismus weiter 
zu stärken. Dazu gehören: 
Nachhaltige Absicherung von 
qualitativ guten Programmen 
zur Demokratieförderung und 
Extremismusprävention.« 


»Das Netzwerkdurchset- 
zungsgeselz ist ein richtiger 
und wichtiger Schritt zur Be- 
kämpfung von Haßkriminalität 
und strafbaren Äußerungen in 
sozialen Netzwerken.« 


»Menschen mit Migrations- 
hintergrund gehören zu unse- 
rer Gesellschaft und prägen 
sie mit. Ihre Repräsentanz auf 
allen Ebenen in den Unter- 
nehmen, gesellschaftlichen 
Einrichtungen und vor allem 
auch im öffentlichen Dienst 
gilt es weiterhin zu verbes- 
sern.« 


»Ziel ist, die Zuführungsquo- 
ten zu Rückführungsmaßnah- 
men deutlich zu erhöhen.« 


»Wir werden den Rechtsstaat 
handlungsfähig erhalten. Dies 
stärkt auch das Vertrauen in 
die rechtsstaatliche Demokra- 
tie.« 


»Bisher weniger beachtete 
Opfergruppen des National- 
sozialismus wollen wir aner- 
kennen und ihre Geschichte 
aufarbeiten.« 


e »Auch die fortgesetzte Auf- 
arbeitung der NS-Vergan- 
genheit von Ministerien, 
Bundesbehörden sowie des 
Deutschen Bundestags wird 
weiter unterstützt.« 


»Wir wollen seitens des 
Bundes eine Förderung von 
Games zur Entwicklung 
hochwertiger digitaler Spiele 
einführen, um den Entwick- 
lerstandort Deutschland zu 
stärken.« 


Wie man sehen kann, ist an al- 
les und jeden gedacht: Von »A«, 
wie Aufbruch, über »D« wie Dy- 
namik zu »W« wie Wölfe (siehe 
nebenstehenden Kasten). Ein 
beliebiger Gemischtwarenhan- 
del, aus dem sich jeder bedie- 
nen kann. 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


UN 3/2018: Seite 5 


Ein Brief an die 
CDU/CSU-Fraktion 


»Sehr geehrte Damen und 
Herren, 


ich finde es interessant beim 
Thema „Wölfe“ zu lesen (in 
„CDU-Fraktion direkt‘), daß 
wir ein dichtbesiedeltes Land 
seien und die Sicherheit der 
Bürger Vorrang habe. Ähnli- 
che Überlegungen vermisse 
ich seit vielen Jahren und 
besonders seit 2015 bei Ihrer 
Partei, wenn es um die un- 
kontrollierte Hereinlassung 
und ständige unverhältnis- 
mäßig weitere Vermehrung 
von sog. „Flüchtlingen“ aus 
aller Welt geht. Wenn diese 
in hohem Maße (BKA-Stati- 
stik 2016!) vergewaltigend, 
messerstechend, kopftre- 


tend und auf andere Weise 
gewaltbereit im Lande auf- 
treten, in dem sie angeblich 
„Schutz suchen“, hat sich in 


Ihrer Partei keinerlei Wider- 
stand für die Sicherheit der 
Bürger geregt. Aber wegen 
ein paar Dutzend Wölfen, 
die noch keinem Menschen 
etwas getan haben, wird 
im K.-Vertrag ein Sturm im 
Wasserglas veranstaltet. Ty- 
pisch für die Realitäts- und 
Naturferne in Ihrer Partei. 


Wie wäre es stattdessen 
mal mit endlich zahlenmä- 
Big wirksamen Abschie- 
bungen hunderttausender 
abgelehnter Asylbewerber 
und „Gefährder”, die unsere 
Sicherheit in ganz anderer 
Größenordnung tatsächlich 
gefährden und dem Steuer- 
zahler ungerechtfertigt auf 
der Tasche liegen?! Über 
Ihre substanzielle Antwort 
freue ich mich! 


Mit freundlichen Grüßen 


Dr. A. Schiedewitz 
Bad Zwischenahn« 


ZUM WOHLE DES VOLKES? 
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Türkei: Yücel ist frei! 


»#FreeDeniz!« 


Ach, was können wir glücklich 
und erleichtert sein! Er ist wie- 
der frei! 


»#FreeDeniz!« Man konnte es 
bald nicht mehr ertragen! 


Die Republik jubelte, von den 
Spitzen des Staates bis zu den 
Mediengewaltigen hatte man ein 
Jahr lang getrommelt, daß die 
Türkei den Herrn Deniz Yücel mit 
dem deutsch-türkischen Doppel- 
paß doch endlich aus der Haft 
entlassen solle. 


Der saß ein, weil er mit seinen 
Meinungsäußerungen in der 
Türkei gegen türkische Gesetze 
verstoßen habe. Der Bundesprä- 
sident, die Kanzlerin, der Außen- 
minister setzten sich ein, angeb- 
lich sogar der Papst in Rom, wo 
sich im Rahmen der Geheimdi- 
plomatie Gabriel mit Erdogan ge- 
troffen haben soll. 


Nun ist er wieder da! Am 
16.2.2018 wurde ihm mit der 


Deutschland: Haft für 


Foto: DRsk e.V. 


"ih 


Der von Politik und Medien in der 
BRD hochgelobte Schreiberling 
Deniz Yücel saß in der Türkei 
hinter Gittern, weil er mit seinen 
Veröffentlichungen in der Türkei 
gegen türkische Gesetze versto- 
ßen haben soll. 


Im gleichen Zeitraum wurde die 
im 90. Lebensjahr stehende Ursu- 
la Haverbeck in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erstinstanzlich 
zu mehreren Jahren Haft verur- 
teilt, weil ihre Veröffentlichungen 
zu Fragen der Zeitgeschichte ge- 


www.un-nachrichten.de 


"Nun, da das Ende 
Deutschlands ausge- 
machte Sache ist, stellt 
sich die Frage, was mit 
dem Raum ohne Volk 
anzufangen ist, der bald in 
der Mitte Europas entste- 
hen wird: Zwischen Polen 
und Frankreich aufteilen? 
Parzellieren und auf eBay 
versteigern? Palästinen- 
sern, Tavaluern, Kahylen 
und anderen Bedürftigen 
schenken? Zu einem Nah- 
erholungsgebiet verwil- 
dern lassen? Oder lieher 
in einen Rübenacker 
verwandeln? Egal. Etwas 
Besseres als Deutschland 
findet sich allemal.u 


nachzulesen in UN 4/2017 


gen deutsche Gesetze verstoßen 
haben sollen. (Recht und Justiz, 
Nr. 1/2017). 


Die Anzahl der Strafverfahren ge- 
gen die alte Dame an verschie- 
densten Gerichten ist kaum noch 
nachvollziehbar (Bad Oeynhau- 
sen, Dortmund, München, Det- 
mold, Bielefeld, Verden). 


Rechtskräftig ist jetzt das Urteil 
des LG Verden vom 28.8.2017, 
in dem sie zu zwei Jahren Haft 
ohne Bewährung verurteilt wur- 
de. 


Das Oberlandesgericht Celle 
wies am 30.1.2018 die Revisi- 
on der Angeschuldigten mit der 
Begründung zurück, »die Nach- 
prüfung des Urteils habe keinen 
Rechtsfehler ergeben«. 


FOCUS Online meldete am 
13.2.2018, Vollzugsbehörde sei 


RECHT UND JUSTIZ 
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Ehre diplomatischer Begleitung 
und eines extra für ihn bereit- 
gestellten Charterflugzeugs die 
Heimkehr ermöglicht. 


Heimkehr? Wo ist denn seine 
Heimat? 


»Völkersterben von seiner 
schönsten Seite, endlich, su- 
per, wunderbar |..] Deutsch- 
land schafft sich ab!« 


Diese Vokabeln von ihm las man 
in der taz vom 4.8.2011. Und zum 
Abschluß: 


»Etwas Besseres als Deutsch- 
land findet sich allemal.« 


Warum, in Allahs Namen, ist 
er dann nicht in seiner Heimat 
Türkei geblieben? 


Daß die Politik und der Sprin- 
ger-Konzern diesen Mann zum 
»deutschen Patrioten« und zu 
einem heimgekehrten Helden 
erhoben, sagt alles aus über das 
Krankheitsbild der selbsternann- 
ten »Elite« und unserer »Leitme- 
dien«, einer Krankheit, die leider 
auch einen Teil der von ihnen 
verführten »demokratischen Zi- 
vilgesellschaft« erfaßt hat. 


Ursula H.! 


nun die Staatsanwaltschaft Ver- 
den, die in solchen Fällen die 
Vollstreckung einleitet und den 
Betroffenen zum Haftantritt auf- 
fordert. 


Noch ist das nicht geschehen, 
dafür aber erhielt Frau H. eine 
»Meldeauflage«, daß sie sich 
am 24.2.2018 um 18 Uhr und 
um 21 Uhr bei der örtlichen Po- 
lizeiwache zu melden habe, um 
zu verhindern, daß sie an ei- 
nem im Internet angekündigten 
Vortrags- und Balladenabend in 
Niedersachsen teilnehmen kön- 
ne, weil das eine Gefahr für die 
öffentliche Ordnung und Sicher- 
heit darstellen würde. Angedroh- 
tes Zwangsgeld für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung: 1.000 Euro. 


Eine 90-jährige bedroht die öf- 
fentliche Sicherheit der BRD! 
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Kurzmeldungen 


Die Zukunft 
Deutschlands 


In Frankfurt am Main kann man 
schon jetzt die Zukunft Deutsch- 
lands erleben. 


Der Anteil der Einwohner mit Mi- 
grationshintergrund beträgt in 
Frankfurt am Main über 50 Pro- 
zent. Neben den üblichen und 
bekannten Auswirkungen einer 
Überfremdung solchen Ausma- 
Res geht es nun ans Eingemach- 
te: 


In schlechter marxistischer Ge- 
pflogenheit werden traditionelle 
Werte, Namen und Gebräuche 
eliminiert. Die kommunale Aus- 
länder- und Ausländerinnenver- 
tretung fordert in einem Antrag 
die Frankfurter Stadtverordne- 
tenversammlung und den Magi- 
strat auf, zwei Apotheken, die die 
Bezeichnung »Mohr« in ihrem 
Namen tragen, zu »veranlas- 
sen«, sich umzubenennen. Dies 
soll für alle Einrichtungen, die 
»diskriminierende oder rassisti- 
sche Formulierungen« in ihrem 
Namen tragen, gelten. In Zukunft 
wird man in Deutschland für eine 
Namensgebung wohl nur noch 
die Alternative zwischen Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht 
haben. 


Niedersachsen: 
Gesetzesänderung 
wegen AfD 


In Niedersachsen gibt es seit 
2004 ein Gesetz über die »Stif- 
tung niedersächsische Gedenk- 
stätten« (GedenkStG). 


Nach § 6 Abs. 1 besteht der Stif- 
tungsrat u.a. »aus je einer Vertre- 
terin oder einem Vertreter |...] je- 
der der dem Niedersächsischen 
Landtag angehörenden Fraktio- 
nen«. 


Mit der Landtagswahl vom 
15.10.2017 zog die AfD in den 
neu gebildeten niedersächsi- 
schen Landtag ein. Damit stünde 
ihr per Gesetz ein Sitz im Stif- 


"Wenn wir uns weiter- 
hin einer Steuerung 
des Asyiproblems 
versagen, dann wer- 
den wir eines Tages 
von den Wählern, 
auch unseren ei- 
genen, weggefegt. 
Dann werden wir zu 
Prügelknahen ge- 
macht werden. Ich 
sage euch - wir sind 
am Ende mitschuldig, 
wenn faschistische 
Organisationen aktiv 
werden. Es ist nicht 
genug, vor Ausländer- 
feindlichkeit zu war- 
nen - wir müssen die 
Ursachen angehen, 
weil uns sonst die 
Bevölkerung die Ab- 
sicht, den Willen und 
die Kraft abspricht, 
das Problem in den 
Griff zu bekommen. 


Herbert Wehner, 
SPD-Fraktionsvorsitzer 
im Deutschen Bundestag, 
15.2.1982 


tungsrat niedersächsischer Ge- 
denkstätten, zu denen auch das 
ehemalige Konzentrationslager 
Bergen-Belsen gehört, zu. 


Das war zu viel für die selbster- 
nannten Hüter von Geschichte 
und Demokratie. Wo käme man 
auch hin, wenn der politische 
Gegner einen der Posten be- 
kommt, die man nur für seines- 
gleichen geschaffen hat? 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Nach viel Tränentheater und 
Drohungen von Seiten der so- 
genannten »Opferverbände« hat 
der Landtag am 26.2.2018 fol- 
gende Änderung des GedenkStG 
beschlossen: 


»Der Stiftungsrat besteht aus 
[...] vier Vertreterinnen oder Ver- 
tretern des Niedersächsischen 
Landtages.« 


So kann man sich weiterhin ge- 
genseitig Posten zuschieben, 
man muß zusammen nur mehr 
Stimmen haben als »der Feind«. 


Alle Jahre wieder 


kommt nicht nur das Christus- 
kind, sondern auch die Forde- 
rung nach einer Verballhornung 
der Nationalhymne. 


Aktuelles Beispiel: Die Gleich- 
stellungsbeauftragte des Bun- 
desfamilienministeriums, Kristin 
Rose-Möhring, (geb. 1955, seit 
1982 in diversen Ministerien an- 
gestellt) hat eine Änderung des 
Textes der Nationalhymne gefor- 
dert. Aus »Vaterland« solle »Hei- 
matland« werden, aus der Zeile 
»brüderlich mit Herz und Hand« 
solle »couragiert mit Herz und 
Hand« werden. 

Warum nicht gleich den Duden 
umschreiben? Darin gibt es noch 
eine Menge an zu gendernden 
Begriffen wie Mutterboden, Mut- 
tersprache, Mutterkuchen oder 
Muttermal. 

Es soll ja auch Männer geben, 
die es ungerecht finden, daß eine 
Schraube nur eine Mutter hat. 


»Wer öffentlich, in einer 
Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften 
[...] die Farben, die Flag- 
ge, das Wappen oder die 
Hymne der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder 
eines ihrer Länder ver- 
unglimpft, wird mit Frei- 
heitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstra- 


fe bestraft.« 
§ 90a StGB 


DEUTSCHLAND HEUTE 
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Alles halb so wild, alles Einzelfälle?! 


Sobald Straftaten, begangen 
durch »Flüchtlinge«, bekannt 
werden, schreit die veröffentliche 
Meinung gleich: »Einzelfalll« 


Ähnlich verhält es sich mit So- 
zialleistungen, die den der All- 
gemeinheit bekannten Rahmen 
sprengen. Ob es die unbeglei- 
teten minderjährigen Flüchtlinge 
sind oder arabische Großfami- 
lien, es sind letztendlich immer 
unsere Steuergroschen, die 
großzügig von den Politikern 
ausgegeben werden. 


Man schätzt etwa 55.000 unbe- 
gleitete minderjährige Flüchtlin- 
ge (UMF), die pro Jahr pro Per- 
son zwischen 60.000 bis 70.000 
Euro Kosten verursachen. Diese 
immense Summe läßt sich unter 
anderem dadurch erklären, daß 
ein Betreuer auf 1,6 Jugendliche 
kommt (zum Vergleich: in deut- 
schen Pflegeheimen versorgt 
eine Kraft bis zu 60 Patienten). 
Die Gesamtkosten für die Ju- 
gendlichen belaufen sich pro 
Jahr auf geschätzte 3,5 Milliar- 
den Euro. Aber auch dies sind 
natürlich nur Einzelfälle. 


Am 18.2.2018 brachte SPIEGEL 
TV einen Bericht über einen Sy- 
rer mit zwei Frauen und sechs 
Kindern aus Pinneberg: 


Typischerweise stellt sich in dem 
Bericht »Ein Mann, zwei Ehe- 
frauen, sechs Kinder« für die 
SPIEGEL-Journalisten vorrangig 
die Frage, ob die Flüchtlingswel- 
le Deutschland einen »emanzi- 
patorischen Fortschritt« gebracht 
habe. Nein, wohl kaum, bei zwei 
Ehefrauen. 


Alles andere war dann wohl nicht 
ganz so wichtig. Die sechs klei- 
nen Kinder wurden niedlich in 
Pose gesetzt, der Familienvater 
zeigte stolz sein Schlafzimmer, 
wo er abwechselnd mit einer sei- 
ner zwei Frauen schläft. Arbeiten 
wolle er allerdings nicht, da er ja 
viel lieber mit seinen Kindern im 
Garten des zur Verfügung ge- 
stellten Hauses herumtollt. Wie 


Pe Landkreis 
Leipzig 


BESCHEID ab dem 04,03,2017 


über die Gewährung won laufenden Leistungen nach 
5 2 Asylbowerberleistungsgesetz (AsyibL©) in der ab 03.03.2016 güftigen Fassung 


UN | 


unter Berücksichtigung itırer wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse ematen Sie für 


die nachlogend PRSNE Personen 


ab dem 01,93,2017 bis auf weiteren 
kaufende Leistungen nach § 2 Asyibewerberlolstungsgenatz iN der nochloigend aufgeführten 
Höhe 


viel Geld er bekomme, konnte 
er nicht beantworten, er hole es 
einfach bei Bedarf von der Bank. 


Legt man die üblichen Sozialhil- 
fesätze zu Grunde, kommt die 
Familie auf etwa 4.000 Euro pro 
Monat. 


Nicht schlecht, wenn man be- 
rücksichtigt, daß der »Hausherr« 
Analphabet sei und das durch- 
schnittliche Einkommen in Syri- 
en bei etwa 2.500 Euro (im Jahr) 
liegt. Aber er habe noch Großes 
vor: eine Drittfrau lebt noch in 
Syrien, das siebte Kind ist un- 
terwegs und auch eine vierte 
Frau ist vorstellbar. Des weiteren 
habe er kein Problem, zehn oder 
20 Kinder zu zeugen, allerdings 


jenen jazz Age © STEAN: 


gibt er lachend zu bedenken, 
daß dann das Haus größer sein 
müsse. Auf die wohlwollende 
Unterstützung deutscher Gerich- 
te kann er bei seinen Planungen 
fest vertrauen. Auf die Frage, wie 
er seine Zweitfrau nachholen 
konnte, erfahren wir: 


»Der Richter sagte mir: Wir hel- 
fen Ihnen, Ihre Frau hierher zu 
holen. Denn wir wissen, Sie sind 
Muslim und dürfen eine, zwei, 
drei oder vier Frauen haben. Da 
gibt es von Seiten des Gerichts 
keinen Widerstand, daß sie ihre 
Zweitfrau nachholen.« 

Es ist doch immer wieder schön 
zu sehen, wie verständnisvoll 
deutsche Richter sein können, 


NACHBESTELLEN UND WEITERGEBEN! 
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man darf allerdings kein Deut- 
scher sein. So findet der dreifa- 
che Ehemann zum Schluß des 
Filmes auch die richtigen Worte: 


»Ich bedanke mich sehr, sehr, 
sehr bei Mama Merkel [...] Auch 
den Deutschen danke ich, auch 
wenn es unter ihnen Rassisten 
gibt.« Wir danken ihm hiermit 
für seine aufopferungsvolle Tole- 
ranz! 


Der nächste Einzelfall kommt 
aus Leipzig. Die Kopie eines Be- 
scheides der Ausländerbehörde 
des Landkreises Leipzig (siehe 
Fotos) aus dem vergangenen 
Jahr listet die Ansprüche einer 
zehnköpfigen Flüchtlingsfamilie 
auf. Die größte Sorge der Behör- 
de ist der Datenschutz. Da unter 
den Leistungsempfängern neun 
Kinder sind, warnt der Landkreis 


ATMEN roer, Deseta von 
vom a 


für den Moria 32017 


Die Berechnung dor zusiehenden Leisiungen eninehmen De bite dem eritysen 

Rorochnungebogen 

Diesor Boschaid gR Für die Dauer eines Monats éb dom genanmen Bewähgungsteg 

Soweit sich Grund und Höhe das Bewilgungsansgrucha nicit ande, git dieser Bescher 

Jewess fur die Dauer einen weiteren de Leistungen werden in gimche Hono 

weher ohne dass ain weiterer erissan wir Einar Aufhabung miesas 
ins bedarf es dazu richt 


Sie haben bisher 


In der ab dem 01.03.2015 gülngen Fassung des 5 2 Abs 1 AsylaLG at munmahr folgenoes 


Abweichend von den $$ 3 bis 
diejenigen Leistungsberech 
wesentiche Unterbrechung m 
rechtsmissöräuchlich selbst beeinflusst haben 
Sie sind ersömals m 

besioht für Sie somit ad dem 0103.207 


Des Vestaren wurde die Dauer des Aufentnafts 


beeinflusst (Sie sind Im Besitz ener " 
und soma noch im Asytvertahren) 


dar Umstaikng 
AsyibLG erhöm sich dor Regel 


əidoy 


Leintungeri nach 6 3 Asyl&LG erhalten und waren demnach vom Anpan 
auf Leistungen nach § 2 AsylbLG ausgeschlossen 


7 AsybLG Ist des Zwölhe Buch Saziaigesetinuch aut 
na anzuwenden, die sich sek 15 Monaten ohne 
ee gebiet aufhalten und die Dauer des Aufenfhahs schi 


rechtsmissbuluchich seibat cu $ 
no nung 18. 5 55 Appertanensgeseti 


4 Leistungen nach 6 2 
von Leinaungen nach 5 3 AsybLG ® 


Leipzig davor, den Bescheid zu 
veröffentlichen: »Bitte wahren 
Sie den Datenschutz. Die Na- 
men, Geburtsdaten und auch 
die genaue Anschrift dürfen nicht 
weiterverbreitet werden.« 


Wie die Sprecherin des Kreises, 
Brigitte Laux, der Mitteldeut- 
schen Zeitung zu bedenken gab, 
sei in der Gesamtsumme von 
7.345 Euro auch die Unterbrin- 
gung enthalten. 


»Die Kosten für die Unterbrin- 
gung einer zehnköpfigen Familie 
können monatlich durchaus über 
4.000 Euro betragen«, so Frau 
Laux. Daraus resultierend stehen 
der Familie pro Kopf und Monat 
etwa 300 Euro zur Verfügung. 

Über die Echtheit des Beschei- 
des möchte sie sich nicht äußern, 
dies falle unter den Sozialdaten- 


BMA 12 EUR 


REET 
7312,48 EUR 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Motiv als Aufkleber erhältlich 


schutz. Allerdings räumte sie ein, 
daß die offiziellen Bescheide in 
ihrer äußeren Erscheinung dem 
abgebildeten Schriftstück ent- 
sprächen. 


Das alles ist aber noch zu toppen, 
wie wir bereits in UN 11/2016 be- 
richteten. 


Ein syrischer Geschäftsmann rei- 
ste 2015 mit seinen vier Frauen 
und 23 Kindern aus der Türkei 
nach Deutschland ein. Offiziell 
durfte er damals nicht der Viel- 
ehe frönen, da hatte er es nicht 
so gut wie jetzt der Syrer in Pin- 
neberg, aber da waren wir auch 
noch nicht so »tolerant«. So wur- 
den Frauen und Kinder getrennt 
untergebracht. 


Seriös gerechnet, stehen dieser 
Großfamilie an Geld- und Sach- 
leistungen etwa 30.000 Euro pro 
Monat zu — pro Jahr sind dies 
360.000 Euro. 


Eine Menge Geld, aber nur die 
Spitze des Eisberges. Bei vie- 
len Betrachtungsmodellen wird 
bewußt außer acht gelassen, 
welche ungeheuren Summen 
der deutsche Steuerzahler auf- 
wenden muß, um für diese 
Menschen eine Infrastruktur, 
also Wohnungen, Kindergärten, 
Schulen, Krankenhäuser usw. 
zu erstellen. Die Gesamtkosten 
von 30 Milliarden Euro pro Jahr 
dürften noch sehr vorsichtig ge- 
schätzt sein. 


Aber wie gesagt, alles nur Einzel- 
fälle! 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


WWW.UN-NACHRICHTEN.DE 
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Die Demobilisierung der Bundeswehr 


kommen 


A 


Kein Boot wird 


Die einst stolze deutsche U-Boot-Waffe liegt darnieder. 

Seit mehreren Monaten fährt kein einziges der sechs 
Unterseeboote der Klasse 212A mehr. Der Grund: Es gibt l 
keine Ersatzteile. Wie konnte das passieren? 


l 
| 
u 


In der abgebildeten Ausgabe der 
Zeitschrift Loyal, herausgegeben 
vom Verband der Reservisten der 
Deutschen Bundeswehr, fragt 
Chefredakteur Marco Seliger: 


»Wie konnte das 
passieren?« 


Das Fehlen von Ersatzteilen für 
unsere U-Boote ist allerdings nur 
ein kleiner Puzzle-Stein in die- 
sem Drama über »unsere« Ar- 
mee. Von Anfang an nie geliebt, 
nur halbherzig geduldet, stark 
genug, um die Rote Armee auf- 
halten zu sollen, aber nicht so 
stark, um unseren »westlichen 
Freunden« gefährlich werden zu 
können, fristet die Bundeswehr 
seit ihrem Bestehen das Dasein 
eines ungewollten Stiefkindes. 
So lange noch Offiziere aus dem 
Zweiten Weltkrieg den Geist in 
der Truppe prägten, konnte man, 
trotz aller politischen Widrigkei- 
ten, von einer intakten, einsatzfä- 
higen Armee sprechen. 


Dies begann sich in den 80er 
Jahren zu ändern, spätestens 
unter Verteidigungsminister Hans 


Apel (SPD). Auch wenn sein 
Nachfolger, Manfred Wörner 
(CDU), durch schneidiges Auftre- 
ten in der Öffentlichkeit versuchte, 
strukturelle Defizite zu kaschie- 
ren, die Demontage einer schlag- 
kräftigen Armee schritt voran. 


Koryphäen wie Scharping, Struck 
oder auch Jung leisteten das Ih- 
rige dazu, um aus der Bundes- 
wehr im In- und Ausland eine 
Lachnummer zu machen. Dazu 
trug die völlige Fehleinschätzung 
der politisch Verantwortlichen 
bei, die glaubten, nach dem Zu- 
sammenbruch der Sowjetunion 
sei der ewige Friede auf Erden 
ausgebrochen. 


Aus Streitkräften, deren grund- 
gesetzlicher Auftrag einmal darin 
bestand, die Heimat zu schützen, 
wurde auf Verlangen der Westal- 
liierten eine Söldnertruppe, die 
weltweit fremde Interessen mit 
ihrem Blut verteidigt. 

Nachdem Karl-Theodor zu Gut- 
tenberg die Wehrpflicht abschaff- 
te, sein Nachfolger de Maiziere in 
gewohnter Manier nur bürokra- 


tisch verwaltete, kam mit Ursula 
von der Leyen das personifizierte 
Elend über die Bundeswehr. Als 
ehemalige Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend brachte sie in den Au- 
gen von Frau Merkel die besten 
Voraussetzungen mit, um eine 
Armee zu kommandieren. 


Umgeben von einem General- 
stab, dem jegliche soldatischen 
Tugenden anscheinend abhan- 
den gekommen sind, kann sie 
ihre kruden Ideen und Vorstel- 
lungen ungehindert in die Tat 
umsetzten. Wenn paßgenaue 
Umstandsmode für schwange- 
re Soldatinnen wichtiger ist als 
funktionierende Gewehre, wenn 
Seminare über sexuelle Abwei- 
chungen wichtiger sind als ein- 
satzbereite Flugzeuge, Panzer, 
U-Boote oder Hubschrauber, 
dann hat sich eine Armee ad ab- 
surdum geführt. 


37 Milliarden Euro pro Jahr für 
eine von der Politik kastrierte 
Armee, da ist jeder einzelne 
Euro zuviel. Eine Söldnertrup- 
pe, die der Welt die westliche 
Demokratie bringen soll, ist 
billiger zu haben! 


Der Vorsitzende des Deutschen 
Bundeswehrverbandes, Andre 
Wüstner, brachte es in einem Ge- 
spräch mit der Zeitung Die Welt 
auf den Punkt: 


»Die katastrophale Einsatz- 
bereitschaft, die dazu führt, 
daß wir unsere Bündniszusa- 
gen nicht mehr erfüllen kön- 
nen, darf keinen Fachpolitiker 
überraschen. Die Kernfrage, 
die Politik parteiübergreifend 
beantworten muß, ist: Soll 
Deutschland wieder einsatz- 
bereite Streitkräfte haben oder 
nicht? Wenn nein, schlage ich 
die Auflösung der Bundeswehr 
vor.« 


Nur zur Erinnerung: Frau von der 
Leyen soll weitere vier Jahre die 
Demobilisierung der Bundeswehr 
vorantreiben dürfen. 


QUO VADIS, BUNDESWEHR? 
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L rebe Leser gAHZ erAL: 


Spenden für einen »guten Zweck«? 


Mit der Abschaffung der D-Mark und der 
Einführung des Euro als offizielles Zahlungs- 
mittel am 1.1.2002 hatten wir den erwünsch- 
ten Kostenbeitrag für Druck und Versand ei- 
ner UN-Ausgabe von 3,- DM auf 1,50 Euro 
»gesenkt«. 


Konnten wir 15 Jahre lang die Ausgaben 
für den Druck relativ stabil halten, sieht das 
beim Versand ganz anders aus. Das kennt je- 
der, der gelegentlich eine Briefmarke für sei- 
ne Grußkarten benötigt. 


Richtig traurig wird es, wenn man sieht, wie 
es sich andere Vereine »leisten« können, 
Spenden abzulehnen, weil Sie entweder von 
politisch unkorrekten Spendern kommen 
(vgl. UN 2/2018) oder der Verwendungs- 
zweck nicht ins eigene verbohrte Weltbild 


ham 


Förderverein Berliner Schloss e.V. 


18. Dezember 2017 
v. Boddien / mb 


Ihre Spende über 1.000 Euro 


Sehr geehrt 


wir bestätigen den Eingang Ihrer Spende Ober 1.000 Euro, allerdings mit dem 
uns befremdenden Vermerk „Für die deutsche Kultur und Geschichte gegen 
Überfremdung". 


Wie Sie wissen, wird im Schloss als Hauptnutzer das Humboldt Forum einge- 
richtet und Insbesondere die Sammlung der außereuropälschen Kulturen 
zeigen. Das Humboldt Forum steht deswegen für Toleranz und Akzeptanz 
fremder Kulturen. Es will diese Kulturen uns Deutschen verständlich machen 
und dafür sorgen, dass im Sinne eines friedlichen Nebeneinanders mehr Ver- 
ständnis für bisher fremde Telle der Welt auch in Deutschland geschaffen 
wird. 


Ihr Überweisungszweck steht dem künftigen Nutzen des Humboldt Forums 
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Wenn Du ein Schiff 
bauen willst, so 
trommie nicht Leute 
zusammen, um Holz 
zu beschaffen, 
Werkzeuge 
vorzubereiten, 
Aufgaben zu 
vergeben und die 


"Arbeit elrizutellen, 


sondern wecke In 
Ihnen die Sehnsucht 
nach dem welten, 
endlosen Moor! 
(Amene de bete Enupdey) 


paßt (siehe nebenstehende Fax-K.opie). = 


| 


Bitte verstehen Sie, dass wir aus solchen Gründen Ihre Spende nicht an- 
nehmen können. Wir haben sie deswegen sofort an Sie zurück überwiesen. 


ii 


Wir können nur jeden Leser darum bitten, zu 
überlegen, was Ihnen die monatlichen UN- sung würden wir uns ber eine neuerliche Überweisung 
Ausgaben wert sind. Neben dem erwähnten rer 

Kostenbeitrag für Druck und Versand fallen 3 Mz 

zusätzlich noch Nebenkosten an für Strom, Wihelm von Boddien 

Heizung usw., die sich seit 2002 zum Teil 

verdoppelt haben. 


T 


Mit einem unsere Arbeit fördernden Verwendungszweck bei der Überwei- 
sung würden wir uns über eine neuerliche Überweisung freuen, geht es doch 


f 


i 


Ihre UN-Mitarbelter saonenn Sarees maret moemoea organ 


Wir bitten unsere Leser, Kostenbei- 
träge und/oder Spenden mit diesem 
Vordruck zu begleichen. Wenn Sie 


dies schon erledigt haben, ignorie- 
ren Sie diesen Vordruck bitte. Unsere 
Leser außerhalb der Bundesrepublik 


Deutschland bitten wir, landesspezi- 
fische Vordrucke zu verwenden. Die- 
se erhalten Sie von Ihrer Hausbank. 


Beleg für Kontoinhaber/Zahler-Quittung SEPA-Überweisung/Zahlschein EN EE AEN 


Konto-Nr. des Kontoinhabers A Deutschland und 
; | | | | | | | | | | in andere EU-/EWR- 
: Name und Sitz des überweisenden Kreditinstituts BIC Staaten in Euro. 


Angaben zum Zahlungsempfänger: Name, Vorname/Firma (max. 27 Stellen, bei maschineller Beschriftung max. 35 Stellen) 


Zahlungsempfänger 
FREUNDESKR. UN E.V. 


IBAN 
DE75 1001 0010 0636 5391 01 


BIC $ BIC des Kreditinstituts/Zahlungsdienstleisters (8 oder 11 Stellen) 


PBNKDEFFXXX PBNKDEFF FXXX 


Betrag: Euro, Cent 


Kunden-Referenznummer/Verwendungszweck 
ADR.-NR.: 


WOHNORT: 


Angaben zum Kontoinhaber/Zahler: Name, Vorname/Firma, Ort (max. 27 Stellen, keine Straßen- oder Postfachangaben) 


IBAN 


Unterschrift(en) 


Kontoinhaber/Zahler: Name 


y 


(Quittung bei Bareinzahlung) 
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nBis auf weiteres tre- 
ten folgende zusätzli- 
chen Kriterien in Kraft: 


Da Aufgrund der 
Flüchtlingszunahme in 
den letzten Jahre, der 
Anteil ausländischer 
Mitbürger bei unseren 
Kunden auf 75 % ange- 
stiegen ist, sehen wir 


uns gezwungen um 
eine vernünftige Inte- 
gration zu gewährlei- 
sten, zur Zeit nur Kun- 
den mit deutschem 
Personalausweis 
aufzunehmen. 


Stand: Dezember 20171 


Hinweis auf der Internetseite der 
Essener Tafel e.V. 


www.un-nachrichten.de 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Der Skandal mit der Tafel 


In den letzten Jahren sei der An- 
teil nicht-deutscher »Kunden« 
bei der Essener Tafel von 35 Pro- 
zent auf 75 Prozent gestiegen. 


In den vergangenen zwei Jahren 
seien jedoch die älteren Tafel- 
Nutzerinnen und alleinerziehen- 
den Mütter einem schleichenden 
Verdrängungsprozeß zum Opfer 
gefallen. 


»Wenn wir morgens die Tür auf- 
geschlossen haben, gab es Ge- 
schubse und Gedrängel ohne 
Rücksicht auf die Oma in der 
Schlange«, so Jörg Sator, Vorsit- 
zender des Vereins. 


Grund genug, im Dezember letz- 
ten Jahres die Notbremse zu zie- 
hen und einen Aufnahmestopp 
zu verfügen. 


Der folgende Aufschrei der 
selbsternannten »Gutmen- 
schen« (»gute Menschen« sind 
die Mitarbeiter der Tafeln!) und 
der Flüchtlingslobby war zu er- 
warten. Die Rassismus-Keule 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


wurde geschwungen, Fahrzeuge 
und Geschäftsräume beschmiert 
und »Mahnwachen« abgehalten. 


All dies lenkt aber vom eigentli- 
chen Skandal ab! 


Eine Regierung, die jedes Jahr 
»Finanzhilfen« in Milliardenhö- 
he an überstaatliche Institutio- 
nen »verschenkt«, eine Regie- 
rung, die jährlich Milliarden 
für »Flüchtlinge« ausgibt, eine 
Regierung, die Jahr für Jahr 
Milliarden für Entwicklungs- 
hilfe bereitstellt — diese Regie- 
rung läßt zu, daß sich Rentner, 
kinderreiche Familien oder Al- 
leinerziehende an einer »Sup- 
penküche« anstellen müssen! 
Danke Mutti! 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Bankverbindung: 

FKUN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www.fb.com/UN.Nachrichten 
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